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wohl die Wohnungsgenossenschaften
als auch wir wünschen uns noch mehr
Nutzung des Mitspracherechtes der
Mitglieder, damit sie über die Höhe der
Miete sowie über anstehende Investi-
tionen und Modernisierungen selbst
entscheiden können“, so die Abgeord-
nete Kati Engel. „Die Geschäftsprozes-
se und Geldströme der Genossen-

gemerkt, dass die Wohnungsverwal-
tung immer fachspezifischer wurde“,
erklärte der Geschäftsführer Jürgen
Klippsten. „Wir haben daher größere
Einheiten geschaffen, die auch durch
die AWG betreut werden. So erledigen
wir zum Beispiel auch die kaufmänni-
sche Verwaltung der WBG Bad Berka.“

Ziel ist es aber auch, den Mitgliedern

Zur Information des Innenmini-
steriums über die Zwischenergeb-
nisse der Untersuchung zu den Te-
lefonaufzeichnungen bei der Thü-
ringer Polizei sagte Steffen Dittes,
innenpolitischer Sprecher der
Linksfraktion: 

„Wie Ministerialdirektor Dr.
Wolfgang Schmitt-Wellbrock dar-
legte, gab es tatsächlich unzulässi-
ge permanente Telefonaufzeich-
nungen. Die Zahl von Telefonappa-
raten, bei denen rechtlich unzuläs-
sig mitgeschnitten wurde, stellt
sich als kleiner als bisher ange-
nommen dar. So werden 13 Poli-
zeitelefone beziffert, bei denen
permanent mitgeschnitten wurde,
auch wenn beispielsweise Bürger
um Auskunft ersuchten. Bei den
vom Grundsatz her rechtlich nicht
zu beanstandenden Aufzeichnun-
gen an den übrigen Telefonappara-
ten mit Aufzeichnungsfunktion sei-
en aber auch Telefonate geführt
worden, bei denen kein Rechts-
grund für eine Aufzeichnung vor-
lag. Da die mehr als 170.000 bei
der Polizei in 180 Tagen gespei-
cherten Gespräche auch aus
rechtlichen Gründen nicht unter-
sucht werden konnten, kann nach-
träglich nicht bestimmt werden, in
welchem Umfang Aufzeichnungen
rechtswidrig erfolgten. Der Son-
derermittler hält einen Missbrauch
für abstrakt möglich, fand bei sei-
nen Befragungen in der Polizei
aber keine Anhaltspunkte dafür.“

Die Linksfraktion bedankt sich
bei dem von Innenminister Holger
Poppenhäger rasch eingesetzten
Sonderermittler Schmitt-Well-
brock für dessen Arbeit im Rah-
men der Untersuchung. Nach der
im Frühjahr 2017 geplanten Vorla-
ge des Abschlussberichtes samt
seiner Empfehlungen können die
Ergebnisse abschließend bewertet
werden. Zur Software „Device
Watch“ wurde dargelegt, dass die-
se durch eine externe Firma über-
prüft wurde. Das Programm sei
grundsätzlich in der Lage, Mitar-
beiterverhalten auszulesen, ent-
sprechende Module seien jedoch
bei der Polizei nicht aktiviert wor-
den, auch ausweislich der Proto-
kolle habe man keine rechtswidri-
gen Aktivitäten festgestellt. 

„Wichtig für uns ist, dass die in-
zwischen außer Kraft gesetzte
Dienstanweisung zu Telefonauf-
zeichnungen, der ebenfalls Mängel
attestiert werden, künftig durch
eine überarbeitete datenschutz-
rechtlich korrekte Anweisung er-
setzt wird, um auch Polizisten bei
eingehenden Notrufen Handlungs-
sicherheit zu geben und das Ver-
trauensverhältnis von Bürgern zur
Polizei aber auch innerhalb der Po-
lizei zu stärken“, so der Abgeord-
nete.                                             

Rechtssichere und
praxistaugliche Dienst-
anweisung notwendig

„120-Jahr-Feier“ in der Linksfraktion

UNZ-01-2017

Im Dezember waren Vertreter der
Eisenacher LINKEN und ihrer Stadt-
ratsfraktion sowie die für den Wahl-
kreis zuständige Landtagsabgeord-
nete Kati Engel zusammen mit der
wohnungspolitischen Sprecherin
der Landtagsfraktion, Ute Lukasch,
in der Stadt unterwegs, um mehr
über den Wohnungsbau und die
Wohnsituation in und um Eisenach
in Erfahrung zu bringen. 

Sie kamen sowohl mit der Ge-
schäftsleitung der Wohnungsgenos-
senschaft als auch mit der kommuna-
len Wohnungsgesellschaft ins Ge-
spräch, um schlussendlich ihre Erfah-
rungen mit den Mitgliedern der Stadt-
ratsfraktion auszuwerten und zu disku-
tieren. „Es war spannend, die Vor- und
Nachteile beider Unternehmensfor-
men einmal so direkt gegenüberzustel-
len und zu beleuchten“, resümierte Ka-
ti Engel die Gespräche.

Die AWG, Allgemeine Wohnungsbau-
genossenschaft Eisenach eG, blickt
auf ein über 60jähriges Bestehen zu-
rück. In den 50er Jahren begannen die
Gründungsmitglieder als AWG des Au-
tomobilwerkes Eisenach mit dem Bau
von Reihenhäusern. Zunächst ging es
nur darum, in der entbehrungsreichen
Nachkriegszeit ein Dach über dem
Kopf zu schaffen. Diesem bescheide-
nen Wunsch der Gründerjahre folgte
sehr schnell der Ruf nach einem immer
attraktiveren aber auch preiswertem
Wohnen. Derzeit gehören 2.803 Woh-
nungen in Eisenach, Creuzburg, Ifta
und Mihla zum genossenschaftlichen
Bestand sowie zehn Einheiten, die zu
gewerblichen Zwecken genutzt wer-
den. „In den letzten Jahren haben wir

Ute Lukasch und Kati Engel waren mit Eisenacher LINKEN bei AWG und SWG

schaften werden gegenüber
ihren Mitgliedern vollständig
offengelegt und sollten mehr
hinterfragt werden.“ 

842.000 Euro Gewinn
werden an die
Stadt abgeführt

Dagegen wurde die Städti-
sche Wohnungsgesellschaft
(SWG) Eisenach 1991 als Ge-
sellschaft mit beschränkter
Haftung gegründet. Sie er-
richtet, betreut, bewirtschaf-
tet und verwaltet Bauten in
allen Rechts- und Nutzungs-
formen. Gegenstand des Un-
ternehmens ist die Woh-
nungsversorgung für breite
Schichten der Bevölkerung.
Die SWG kann außerdem alle
im Bereich des Städtebaus,
der Wohnungswirtschaft und
der Infrastruktur anfallenden
Aufgaben übernehmen und

auch wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Einrichtungen und Dienstleistun-
gen bereitstellen. Im Gegensatz zur
AWG steht die SWG unter einem höhe-
ren wirtschaftlichen Druck. 

„Wir haben mit Eisenach vereinbart,
jährlich 842.000 Euro Gewinn an die
Stadt abzuführen“, erläuterte der Ge-
schäftsführer Wilhelm G. Wagner. „Ge-
nau hier liegt der Vorteil eines kommu-
nalen Unternehmens. Die Stadt gene-
riert nicht nur Mieteinnahmen, sie
sammelt auch wieder etwas von dem
ein, was sie jedes Jahr für die Kosten
der Unterkunft (KdU) ausgibt“, erläu-
terte die Wohnungspolitikerin Ute Lu-
kasch. „Die Kommunen erhalten hier-
durch wieder Handlungsspielräume:
Wohnungssuchende, von Wohnungslo-
sigkeit Bedrohte, Schutzsuchende bei
häuslicher Gewalt oder einfach ‘Neu-
Eisenacher’ finden bezahlbaren und
angemessenen Wohnraum. Zudem
weist ein potenter kommunaler Woh-
nungsanbieter mit einem umfassenden
und bezahlbaren Wohnungsangebot
die privaten ‘Mietvorstellungen’ wieder
in die Schranken.“

Am Ende des Tages waren sich alle
Beteiligten einig, dass sowohl der öf-
fentliche als auch der genossenschaft-
liche Wohnungsbau mehr gefördert
werden müssen sowie auch die ökolo-
gisch-energetische Sanierung beste-
hender Wohnungen. „Es ist schön zu
sehen, dass es in Eisenach beiden Un-
ternehmensmodellen so gut geht und
sie ihren Platz in der Stadt gefunden
haben, das ist bei weitem nicht immer
so“, fasste Ute Lukasch ihre Eindrücke
des Tages zusammen.

mehr als ein schönes Wohnen zu bie-
ten. So organisiert der Genossen-
schaftsbeirat zum Beispiel Wanderun-
gen, Betriebsbesichtigungen, Compu-
terkurse oder  Sportgruppen. „Natür-
lich unterstützen wir als LINKE die de-
mokratischste Form des Wohnens. So-

Barbara Glaß, wissenschaftliche Mitarbeiterin der Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag, und André Blechschmidt, Parlamentarischer Geschäftsführer der
Landtagsfraktion, hatten zur „120-Jahrfeier“ eingeladen. Barbara hatte Ende ver-
gangenen Jahres ihren 60. Geburtstag, André jetzt zu Beginn des neuen. Zahlreiche
Gratulanten waren gekommen, nicht nur aus der Landtagsfraktion und ihrem Um-
feld, auch aus der Stadt Erfurt, denn beide sind im Ehrenamt Stadträte. 

Der PDS bzw. LINKEN im Landtag sind sie ebenfalls bereits langjährig beruflich
verbunden. André Blechschmidt seit 26 Jahren, Abgeordneter seit 2004. Dr. Barba-
ra Glaß hat als wissenschaftliche Mitarbeiterin im Jahr 2000 ihre Tätigkeit vor allem
im umweltpolitischem Bereich begonnen.             Foto: Peter Lahn           


